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URTEIL 

Verkündet 
am 1 6. Juli 2020  

In der Verwaltungsstreitsache 

- Prozessbevollmächtigte:

Klägers,Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten, 

DGB Rechtsschutz GmbH,
Gewerkschaftliches Centrum für Revision
und Europäisches Recht,
Spohrstraße 6 - 8, 34117 Kassel-

g e g e n



 

- Prozessbevollmächtigte:

Beklagte, Berufungsklägerin 
und Revisionsklägerin, 

hat der 2. Senat des Bundesverwaltungsgerichts 
auf die mündliche Verhandlung vom 16. Juli 2020 
durch den Vorsitzenden Richter am Bundesverwaltungsgericht ..., die 
Richter am Bundesverwaltungsgericht ..., Dr. ..., ... und die Richterin am 
Bundesverwaltungsgericht ...

für Recht erkannt: 

1 

2 

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichts des Saarlandes 
vom 17. April 2019 und das Urteil des Verwaltungsgerichts 
des Saarlandes vom 15. September 2017 werden aufgeho­
ben. Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in allen 
Rechtszügen. 

Gr ü n d e: 

I 

Der Kläger, seit November 2019 Technischer Bundesbahnoberamtsrat (Besol­

dungsgruppe A 13.BBesO), wendet sich gegen die Rückforderung überzahlter 

Dienstbezüge in der Zeit von April bis Dezember 2012 in Höhe von 4 500 €. 

Der Kläger war in der Zeit von Juni 1999 bis Ende März 2012 aus dem Beamten­

verhältnis beurlaubt und in dieser Zeit in einem privatrechtlichen Arbeitsver­

hältnis mit der DB ...  beschäftigt. Nach dem antragsgemäßen Widerruf 
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der Beurlaubung wies die Beklagte den Kläger in seinem Status als Bundes­

bahnbeamter der DB ... GmbH zu. In der Zeit von April 2012 bis De­zember 

2012 erhielt er Besoldung nach Maßgabe des Bundesbesoldungsgesetzes im 

damals innegehaltenen Amt eines Technischen Bundesbahnoberinspektors 

(Besoldungsgruppe A 10 BBesO). Zusätzlich gewährte die DB ... GmbH dem 

Kläger in dieser Zeit eine Sonderzahlung in Höhe von monatlich 500 €. Dem lag 

eine "Vereinbarung" zwischen der DB ... GmbH und dem Kläger vom 9. Januar 

2012 zugrunde. 

Mit Bescheid vom Dezember 2015 rechnete die Beklagte die dem Kläger von der 

DB ... GmbH gewährte Zahlung in Höhe von insgesamt 4 500 € als an­

derweitige Bezüge auf seine Besoldung an und forderte die im Voraus zu viel be­

zahlten Dienstbezüge zurück. Sie gewährte dem Kläger aus Billigkeitsgründen 

Ratenzahlung. 

Der nach erfolglos durchgeführtem Widerspruchsverfahren erhobenen Klage 

gab das Verwaltungsgericht statt. Die dagegen eingelegte Berufung der Beklag­

ten hat das Oberverwaltungsgericht zurückgewiesen. Zur Begründung hat es im 

Wesentlichen ausgeführt: Der Kläger habe in der mündlichen Verhandlung 

glaubhaft gemacht, dass er die von der DB ... GmbH gewährte Sonderzahlung 

zur Bestreitung des allgemeinen Lebensunterhalts aufgebraucht habe und 

deshalb entreichert sei. Er könne sich auf den Wegfall der Bereicherung be­

rufen. Er habe den Mangel des rechtlichen Grundes für das Behaltendürfen der 

monatlichen Sonderzahlung während des Bezugszeitraums weder gekannt noch 

kennen müssen. Die Voraussetzungen, unter denen eine Anrechnung anderwei­

tiger Bezüge ausnahmsweise unterbleibe, seien in einer komplizierten Richtlinie 

geregelt, die der Kläger als Technischer Beamter des gehobenen Dienstes nicht 

verstehen müsse. Außerdem sei ihm -wie später in der Vereinbarung vom 9. Ja­

nuar 2012 festgehalten - im Rahmen seines Vorstellungsgesprächs von Vertre­

tern der DB ... GmbH zugesagt worden, dass ihm eine monatliche Son­

derzahlung in Höhe der jährlichen Höchstgrenze gemäß der gültigen Anrech­

nungsrichtlinie gewährt werde. Der im Deutsche Bahn Gründungsgesetz enthal­

tenen Vorschrift über die Anrechnung anderweitiger Bezüge sei auch kein ge­

setzlicher Rückforderungsvorbehalt immanent. Im Übrigen sei der Rückforde-
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rungsanspruch Folge eines bewussten oder unbewussten 

Rechtsanwendungs­fehlers der DB ... GmbH, der mittelbar der Sphäre und 

damit dem Ver­antwortungsbereich der Beklagten zuzuordnen sei. Deshalb sei 

auch die Billig­keitsentscheidung der Beklagten ermessensfehlerhaft. Sie lasse 

das behördliche Mitverschulden an der Überzahlung außer Acht. 

Die Beklagte beantragt, 

6 

das Urteil des Oberverwaltungsgerichts des Saarlandes 
vom 17. April 2019 sowie das Urteil des Verwaltungsge­
richts des Saarlandes vom 15. September 2017 aufzuheben 
und die Klage abzuweisen. 

Der Kläger beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

II 

7 Die zulässige Revision der Beklagten ist begründet. Das Berufungsurteil verletzt 

Bundesrecht(§ 137 Abs. 1 Nr. 1 VwGO). Es beruht auf der rechtsfehlerhaften 

Annahme, dass sich der Kläger auf den Wegfall der Bereicherung berufen 

könne, weil er weder nach § 12 Abs. 2 Satz 1 und 2 BBesG i.V.m. § 819 Abs. 1,

§ 818 Abs. 4 BGB noch nach § 12 Abs. 2 Satz 1 BBesG i.V.m. § 820 Abs. 1 Satz 2,

§ 818 Abs. 4 BGB der verschärften Haftung unterliege, und dass im Übrigen die 

von der Beklagten nach § 12 Abs. 2 Satz 3 BBesG getroffene Billigkeitsentschei­

dung ermessensfehlerhaft sei, weil ihr das Verhalten der DB ... GmbH im 

Rahmen des Mitverschuldens zuzurechnen sei. Das Urteil des Berufungsge­

richts erweist sich auch nicht aus anderen Gründen als richtig (§ 144 Abs. 4 

VwGO).

8 1. Rechtsgrundlage für die Rückforderung der überzahlten Bezüge des Klägers

ist im maßgebenden Zeitpunkt der letzten Behördenentscheidung § 12 Abs. 2

Satz 1 BBesG in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juni 2009 (BGBI. I

S. 1434). Danach r�gelt sich die Rückforderung zuviel gezahlter Bezüge nach

den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe einer un­

gerechtfertigten Bereicherung, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

Seite 4 von 19 



9 

10 

r--, 

11 

Die tatbestandlichen Voraussetzungen der Rückforderung bezeichnet§ 12 

Abs. 2 Satz 1 BBesG mit der Wendung "zu viel gezahlt" eigenständig und ab­

schließend. Dienstbezüge sind im Sinne dieser Vorschrift zuviel gezahlt, wenn 

sie dem Beamten nach den maßgeblichen Vorschriften nicht zustanden 

(BVerwG, Urteil vom 15. Mai 1997 - 2 C 26.95 - Buchholz 240 § 8 BBesG Nr. 10 

S. 8). § 12 Abs. 2 Satz 1 BBesG verweist nur insoweit auf die Vorschdften des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs, als es um die Rechtsfolgen des Rückzahlungsan­

spruchs geht (vgl. BVerwG, Urteile vom 28. Februar 2002 - 2 C 2.01 - BVerwGE 

116, 74 <77> und vom 22. März 2017 - 5 C 5.16 - Buchholz 240 § 12 BBesG 

Nr. 37 Rn. 14, 20). 

2. Die dem Rückforderungsbescheid zugrundeliegende Kürzung der Bezüge des 

Klägers infolge der Anrechnung nach § 12 Abs. 7 Satz 1 des Gesetzes über die 

Gründung einer Deutsche Bahn Aktiengesellschaft (Deutsche Bahn Gründungs­

gesetz - DBGrG) in der hier maßgebenden Fassung vom 27. Dezember 1993 

(BGBI. I S. 2378, 2386) ist rechtmäßig, sodass der Kürzungsbetrag gemäß§ 12 

Abs. 2 Satz 1 BBesG ohne rechtlichen Grund zuviel gezahlt worden ist .. 

Der Kläger war in der Zeit von April bis Dezember 2012 der DB ... GmbH gemäß 

§ 23 Satz 2 i.V.m. Satz 1 und § 12 Abs. 2 Satz 1 DBGrG zugewiesen. Bei der DB ... 

GmbH handelt es sich um ein Tochterunternehmen der DB AG zum Betreiben 

der Eisenbahninfrastruktur im Sinne des§ 3 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 DBGrG, für das 

die Vorschrift des§ 12 DBGrG gemäß§ 23 Satz 2 i.V.m. Satz 1 DBGrG 

entsprechend gilt. Erhält ein Beamter aus einer solchen Zuweisung nach § 12 

Abs. 2 DBGrG anderweitige Bezüge, sind diese Bezüge gemäß § 12 Abs. 7 Satz 1 

DBGrG grundsätzlich auf seine Besoldung anzurechnen.

Die Bestimmung des § 12 Abs. 7 DBGrG stellt eine spezialgesetzliche besol­

dungsrechtliche Anrechnungsregelung für die Beamten des Bundeseisenbahn­

vermögens dar, die bei einer Zuweisung gemäß§ 12 Abs. 2 und 3 DBGrG unver­

ändert Dienstbezüge als Gegenleistung für die im Rahmen des Dienstverhältnis­

ses ausgeübte neue Tätigkeit bei der DB AG oder ihren Tochterunternehmen er­

halten. § 12 Abs. 7 Satz 1 DBGrG sieht seinem eindeutigen Wortlaut nach ("wer­

den") regelmäßig eine Anrechnung der erlangten "anderweitigen Bezüge" auf 

die Beamtenbesoldung vor. Dies entspricht dem mit der Vorschrift verfolgten 
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Daran gemessen hält die Annahme des Berufungsgerichts, dem Kläger sei keine 

grobe Sorgfaltsverletzung vorzuwerfen, der revisionsrechtlichen Nachprüfung 

(vgl. dazu BVerwG, Urteil vom 11. September 1984 - 2 C 58.81 - DokBer B 1985, 

57 <60 f.>) nicht stand. Das Berufungsgericht hat den entscheidungserhebli­

chen Sachverhalt nicht vollständig gewürdigt. Es hat darauf abgestellt, dass die 

ausnahmsweise Nichtanrechnung von anderweitigen Bezügen auf die Beamten­

besoldung in einer kompliziert verfassten Anrechnungsrichtlinie geregelt sei, 

die der Kläger als Technischer Beamter des gehobenen Dienstes nicht habe ver­

stehen können und müssen; zudem habe ihm die DB ... GmbH in einer 

Vereinbarung bestätigt, dass die Sonderzahlung in Höhe der jährlichen Höchst­

grenze mit der Anrechnungsrichtlinie vereinbar sei. 

Zwar ist von dem Kläger als Technischen Beamten des gehobenen Dienstes, der 

mit Besoldungsangelegenheiten dienstlich nicht befasst ist, nicht mehr als ein 

beamten- und besoldungsrechtliches Grundwissen zu verlangen. Dazu gehört 

nicht die Kenntnis, ob anderweitige Bezüge im Einzelfall ausnahmsweise nicht 

auf die Dienstbezüge gemäß§ 12 Abs. 7 Satz 2 DBGrG anzurechnen sind, weil 

sie einen der Anrechnungstatbestände des § 3 AnRl erfüllen. Es handelt sich um 

besoldungsrechtliches Detailwissen. Darauf kommt es aber nicht an. Entschei­

dend ist, dass der Kläger hätte erkennen können und müssen, dass es für das 

ausnahmsweise gänzliche oder teilweise Absehen von der grundsätzlichen An­

rechnung anderweitiger, aus der Zuweisung erlangter Bezüge einer Entschei­

dung seiner obersten Dienstbehörde bedurft hätte. 

Die Beklagte hat dem Kläger mit Personalverfügung vom 7. März 2012 mitge­

teilt, dass seine Beurlaubung aus dem Beamtenverhältnis wunschgemäß mit Ab­

lauf des 31. März 2012 widerrufen werde, er mit Ablauf der Beurlaubung gemäß 

Art. 2 § 12 Abs. 2 ENeuOG dem DB-Konzern zugewiesen werde und die Besol­

dungszahlung nach der Dienstantrittsmeldung erfolge. Aufgrund der Personal­

verfügung der Beklagten konnte und musste der Kläger die zur Anwendung ge­

langende Vorschrift des Art. 2 § 12 ENeuOG und damit§ 12 DBGrG kennen. 
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27 · Die Annahme, dass den Regelungen des § 9a Abs. 2 BBesG und des § 12 Abs. 7 

28 

DBGrG ein Rückforderungsvorbehalt immanent ist, steht - entgegen der Auffas­

sung des Berufungsgerichts - nicht in Widerspruch zu der Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 6. Mai 1975 - 2 C 25.73 - (Buchholz 230 § 49 

BRRG Nr. 1 S. 1) zur Überzahlung von Dienstbezügen wegen des Außerachtlas­

sens des Verbots der Doppelbesoldung. Anders als die Regelung des Verbots der 

Doppelbesoldung haben die Regelungen des § 9a Abs. 2 BBesG und des § 12 

Abs. 7 DBGrG keine nur anfangs bestehende Ungewissheit zum Gegenstand. 

Die Zuweisungen von Bundesbahnbeamten an die DB AG und ihre Tochterun­

ternehmen sind regelmäßig von gewisser Dauer. Es liegt deshalb in der Natur 

der Sache, dass sich die anderweitigen Bezüge, die der Beamte neben der Besol­

dung aus dem - einen- innegehaltenen Statusamt erhält, während der Zeit sei­

ner Zuweisung dem Grunde und der Höhe nach verändern können. 

Der gesetzesimmanente Rückforderungsvorbehalt des § 12 Abs. 7 DBGrG mit 

der Folge der verschärften Haftung des Beamten für die Rückzahlung überzahl­

ter Dienstbezüge besteht auch im vorliegenden Fall. Die Überzahlung ist nicht 

darauf zurückzuführen, dass der zuständigen Besoldungsstelle der Beklagten 

bei der Anwendung der Anrechnungsregelung ein Fehler unterlaufen ist. Das 

Verhalten der privatrechtlich organisierten DB .... GmbH ist in diesem 

Zusammenhang ohne Bedeutung. 

29 4. Schließlich hält die Annahme des Oberverwaltungsgerichts der revisions-

�".

30 

rechtlichen Überprüfung nicht stand, die von der Beklagten getroffene Billig­

keitsentscheidung sei ermessensfehlerhaft, weil sie außer Acht lasse, dass das 

Fehlverhalten der DB ... GmbH mittelbar der Sphäre und damit dem 

Verantwortungsbereich der Beklagten im Rahmen des behördlichen Mitver­

schuldens zuzurechnen sei. Ein überwiegendes Verschulden der Beklagten an 

der Überzahlung lässt sich weder aus diesem Grund noch aus anderen Gründen 

feststellen. Die Einräumung der Ratenzahlungsmöglichkeit genügt der nach § 12 

Abs. 2 Satz 3 BBesG zu treffenden Billigkeitsentscheidung. 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats bezweckt eine Billigkeitsent­

scheidung nach § 12 Abs. 2 Satz 3 BBesG eine allen Umständen des Einzelfalles 

gerecht werdende, für die Behörde zumutbare und für den Beamten tragbare 
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als der Beamte, der die Überzahlung allein zu verantworten hat. Angesichts des­

sen erscheint ein Absehen von der Rückforderung in der Größenordnung von 

30 v.H. des überzahlten Betrags im Regelfall angemessen. Bei Hinzutreten wei­

terer Umstände, etwa besonderer wirtschaftlicher Probleme des Beamten, kann 

auch eine darüber hinaus gehende Ermäßigung des Rückforderungsbetrags in 

Betracht kommen (BVerwG, Urteile vom 26. April 2012 -2 C 15.10 -Buchholz 

240 § 12 BBesG Nr. 35 Rn. 26 und vom 15. November 2016 -2 C 9.15 -Buchholz 

239.1 § 55 BeamtVG Nr. 30 Rn. 34). 

Liegt kein überwiegendes behördliches Mitverschulden für die Überzahlung von 

Besoldungs-oder Versorgungsbezügen vor, genügt die Einräumung von ange­

messenen Ratenzahlungsmöglichkeiten regelmäßig den Erfordernissen einer im 

Rahmen des Rückforderungsbescheids zu treffenden Billigkeitsentscheidung 

(vgl. BVerwG, Urteile vom 15. Mai 1997 -2 C 26.95 -Buchholz 240 § 8 BBesG 

Nr. 10 S. 11, vom 8. Oktober 1998 -2 C 21.97 -Buchholz 239.1 § 55 BeamtVG 

Nr. 25 S. 14 und vom 21. Februar 2019 -2 C 24.17 -Buchholz 239.2 LBeamt­

VersorgR Nr. 2 Rn. 21). 

Im Fall des Klägers lässt sich ein überwiegendes Verschulden der Beklagten an 

der Überzahlung nicht feststellen. 

Die Argumentation des Berufungsgerichts, dass die DB ... GmbH nach der 

Gesamtkonzeption des Gesetzes zur Neuordnung des Eisenbahnwesens im 

Verhältnis zwischen der Rückzahlungsansprüche geltend machenden Behörde 

und dem in Anspruch genommenen Beamten auf der Seite des Dienstherrn zu 

verorten sei und ihr Verhalten deshalb rechtlich der Sphäre der Beklagten zuzu­

rechnen sei, greift zu kurz. 

36 Mit der Zuweisung des Klägers an die DB ... GmbH gemäß § 23_ Satz 2 

i.V.m. Satz 1 und § 12 Abs. 2 DBGrG bleibt sein Status als Beamter und die Ge­

samtverantwortung der Beklagten als Dienstherr gewahrt (vgl. BVerwG, Urteile

vom 11. Februar 1999 -2 C 28.98 -BVerwGE 108,274 <276>, vom 27. Februar

2003 -2 C 3.02 -Buchholz 11 Art. 143a GG Nr. 4 S. 10 und vom 26. März

2009 -2 C 73.08 -BVerwGE 133, 297 Rn. 33 f.). Einzelne beamtenrechtliche

Entscheidungen sowie sonstige Entscheidungen und Maßnahmen, die mit der
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derungen an ihre Sorgfaltspflicht. Eine Pflicht der Beklagten, die DB-Unterneh­

men gemäß § 12 Abs. 5 DBGrG turnusmäßig anlasslos um Auskunft zu bitten, an 

welche zugewiesene Beamte anderweitige Bezüge gewährt werden - wie es im 

Berufungsurteil anklingt - würde in Anbetracht der Masse der zu bearbeitenden 

Vorgänge die Anforderungen an die Sorgfaltspflicht der Beklagten überspannen. 

Daraus, dass es möglicherweise bessere Kontroll- und Überwachungssysteme 

gibt, folgt kein Organisationsverschulden der Beklagten. Es liegt im Organisati­

onsermessen der Behörde, für welches Kontrollverfahren sie sich entscheidet. 

Dabei kann auch der durch das jeweilige Prüfsystem entstehende Verwaltungs­

aufwand ein zu berücksichtigender Aspekt sein, gerade - wie hier - im Bereich 

der Massenverwaltung. Ein Organisationsverschulden kommt nur dann in Be­

tracht, wenn sich herausstellt, dass das vorhandene System lückenhaft oder feh­

leranfällig ist (vgl. hierzu BVerwG, Urteile vom 26. April - 2 C 4.11- Schütz/Mai­

wald, Beamtenrecht des Bundes und der Länder, Entscheidungssammlung, 

Bd. 8, ES/C V 5 Nr. 84 Rn. 16 und - 2 C 15.10 - Buchholz 240 § 12 BBesG Nr. 35 

Rri. 22). Dafür, dass die Verfahrensweise der Beklagten zu einer nicht tolerier­

baren Fehlerquote führt, besteht kein Anhalt. Die Überprüfung der an den Klä­

ger gewährten Sonderzahlungen erfolgte gerade auf Veranlassung der Beklag­

ten. 

Die Beklagte hat auch keinen maßgeblichen behördlichen Verursachungsbeitrag 

an der Überzahlung dadurch gesetzt, dass sie die an den Kläger gezahlten an­

derweitigen Bezüge als zu versteuernde Nebenbezüge in der Bezügemitteilung 

für den Monat Juni 2012 aufgeführt hat. Die Ausweisung betrifft die Versteue­

rung der Nebenbezüge, für die die Beklagte zuständig ist. Ein darüber hinausge­

hender Erklärungsgehalt kommt ihr nicht zu. Auch hat die vorausgehende Mel­

dung der zu versteuernden Nebenbezüge durch die private DB ... GmbH nicht 

den Charakter einer behördeninternen Zahlungsanweisung (vgl. dazu BVerwG, 

Urteil vom 26. April 2012 - 2 C 4.11 - Schütz/Maiwald, a.a.O. ES/C V 5 Nr. 84 Rn. 

12). Die Meldung dient allein dem gesetzlich vorgeschrie­benen Steuerabzug, den 

die Beklagte ungeachtet der besoldungsrechtlichen Anerkennung der Zahlung 

vorzunehmen hat. 

Die Meldung der Nebenbezüge zur Versteuerung gibt allerdings der Besol­

dungsstelle Anlass, die Frage der Anrechnung erlangter anderweitiger Bezüge 
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auf die Beamtenbesoldung zu prüfen. Dabei ist der Beklagten im Hinblick auf 

die Größe des Personalkörpers, den dadurch entstehenden Verwaltungsaufwand 

sowie im Hinblick auf die nötigen Erkundigungen bei dem jeweiligen DB-Unter­

nehmen eine gewisse Prüfzeit zuzubilligen. Unter Berücksichtigung dessen kann 

der Beklagten ein grob fahrlässiges Handeln im Überzahlungszeitraum nicht 

vorgeworfen werden. Es besteht auch kein Hinweis darauf, dass die Beklagte die 

Meldungen der Nebenbezüge für das Steuerabzugverfahren nicht hinreichend 

überwacht hat. Der zuständige Referatsleiter beim Bundeseisenbahnvermögen 

hat bei seiner informatorischen Befragung in der mündlichen Verhandlung er­

klärt, dass die von den DB-Unternehmen systemtechnisch zugeleiteten Angaben 

über die zu versteuernden Nebenbezüge von einer Prüfgruppe stichprobenartig 

geprüft würden und Verdachtsfälle im Durchschnitt innerhalb von sechs Mona­

ten geklärt werden könnten. Die Verfahrensdauer habe ihren Grund darin, dass 

das Steuerabzugverfahren rund 20 ooo Beamte betreffe und die anhand von 

schematischen Prüfkriterien auftretenden Unstimmigkeiten erst durch (ggf. 

mehrmalige) Nachfrage bei den jeweiligen DB-Unternehmen geklärt werden 

könnten. 

Demgegenüber hat der Kläger einen nicht nur untergeordneten Beitrag für die 

Überzahlung gesetzt. Wie die zwischen ihm und der DB ... GmbH ge­schlossene 

''Vereinbarung" vom 9. Januar 2012 zeigt, war ihm der "Regel-Aus­nahme-

Mechanismus" bei der Anrechnung anderweitiger Bezüge bekannt. Nach der 

ihm benannten, leicht verständlichen Vorschrift des§ 12 Abs. 7 Satz 1 und 2 

DBGrG hätte er durch einfaches Nachdenken erkennen können und müssen, 

dass es für die Entscheidung über die Anrechnung oder Nichtanrechnung an­

derweitiger Bezüge auf die Dienstbezüge einer Entscheidung seiner obersten 

Dienstbehörde bedarf. Ihm hätte sich aufdrängen müssen, dass es sich bei der 

"Vereinbarung" mit der DB ... GmbH nicht um eine solche Entschei­dung 

handelt. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. 
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Be sch lu s s

1 Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 4 500 € 

festgesetzt(§ 47 Abs. 1 Satz 1 und§ 52 Abs. 3 Satz 1 GKG). 
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